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bald die Bebauung fie erreicht, zu reinigen, fo fern

nicht (Hefe Stoffe ihre fäulnifsfähige Eigenfcliaft be—

reits verloren haben.

€:) Eine möglichft zufammenhängende Ausdehnung

der Stadt if‘t anzuftreben.

3. Polizeiliche, fiatutarifche, gefetz—

liche Beftimmungen.

f) Durch baupolizeiliche Beftimmungen iit zu»

gleich Fürforge zu treffen, dafs den hygienifchen

Anforderungen bei allen Neu- und Umbauten ge—

nügt wird; die auf der dritten Verfammlung des

Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege

in München im Jahre 1875 für Neubauten zunächft

in neuen Quartieren gröfserer Städte angenommenen

Thefen find dabei zu berückfichtigen.

g) Durch flatutarifche und gefetzliche Beftim-

mungen ift den Gemeinden das Recht zu gewähren:

a.) die Genehmigung zu Bauten, welche gegen

den Bebauungsplan der Stadterweiterung ver-

ftofsen, ohne Entfchädigung zu verfagen,

{3} Geh in den Befitz der zur Durchführung des

Bebauungsplanes nöthigen Grundftücke ein.

fchliefslich der zur Bebauung ungeeigneten

Grundftücksrefte im Wege des Enteignungs-

verfahrens zu fetzen,

7) die Anbauer zur Erftattung der Koften der  

Strafsenanlagen bis zu einer gewiffen Breite

zu verpflichten,

B) in einzelnen Stadtgegenden den Betrieb be-

fonders läftiger Gewerbe zu unterfagen,

5) den Anfchlufs aller bebauten Grundfl;ücke

an die Be- und Entwäfferungsanlagen vorzu-

fchreiben,

C) ungefunde Stadtgegenden durch ausgedehnte

Enteignungsbefugniffe ohne unverhältnifs-

mäfsige Kelten umzugef’talten,

VI) in einer Strafse Vorgärten anzuordnen,

ferner entweder die gefehloffene oder die

offene Bauweife vorzufchreiben, letztere je-

doch unter Wahrung eines gewiffen Mit—

beftimmungsrechtes der Grundbefitzer.

11) Endlich ift das Recht der Eineignung nicht

bebauungsfähiger Grundftückstheile, fo wie das

Recht, behufs der Ermöglichung einer zweckmäfsigen

Bebauung die Umlegung (Zufammenlegung) von

Grundlt'u'cken im Zwangsverfahren herbeizuführen,

den Intereffenten gefetzlich zu verleihen.

4.

i) Es ift dringend zu wünfchen, dafs die

hygienifch—technifchen Fragen der Stadterweiterung

auf unferen Hochfchulen mehr als bisher behandelt

und zum Gegenftande vollftändiger Lehrcurfe ge—

macht werden.

XXIII.

Befchlüffe des „Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege“

auf der Verfarnrnlung zu Breslau am 14. September 1886,

betreffend Städtereinigung.

1.

Jede gröfsere7 namentlich mit Wafferleitung ver-

forgte Stadt kann der geregelten Entwäfferung

durch eine unterirdifche Canalifation nicht entbehren,

da die Schmutzwaffer fo rafch als thunlich aus dem

Bereiche der Wohnungen entfernt werden müifen.

2.

Die Canäle fallen zur Aufnahme und ficheren

Abführung der gefammten Schmutzwaffer, einfchliefs-

lich der Clofetabgänge und des Regenwalfers, ge—

eignet fein, in fo weit nicht die örtlichen Verhält-

niffe die befondere Ableitung des Regenwaffers als

zweckmäfsig erfcheinen laffen.

3.

Die Reinigung der ftädtifchen Abwäffer vor

ihrer Zuführung in die Flufsläufe bleibt vor wie  

nach anzuftreben. Bei dem jetzigen Stande

der Technik erheblichen, mit jeder

Reinigung verbundenen Koften empfiehlt es fich

jedoch ,

und den

die Forderung der Reinigung nur in

denjenigen Fällen zu erheben, Wo gefund-

heitliche Mifsftände zu befürchten find oder

fonftige erhebliche Uebelftände lich fühlbar

machen, und nur in einem folchen Umfange,

als zur Befeitigung diefer Uebelftände ge-

boten ift. ‘

4.

Zur Unfchädlichmachung der ftädtifchen Schmutz

waffer und zur gleichzeitigen Verwerthung der in

denfelben enthaltenen Dungfioffe if’t bis jetzt die

Beriefelung von Feld- und Wiefenflächen das ge'

eignetfte Mittel.


